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lichen Tätigkeit, sondern bereits im Ermittlungsverfah­
ren beginnen muß. In gemeinsamen Besprechungen der 
Mitarbeiter des Kreisgerichts und der Kreisstaats­
anwaltschaft mit Angehörigen der Ermittlungsorgane 
der Deutschen Volkspolizei wurde begonnen, mit der 
bisher noch vorhandenen Unterschätzung der Ermitt­
lungen zur Person des Täters und der Umwelteinflüsse, 
in denen er lebt, Schluß zu machen. Die schriftlichen 
kollektiven Beurteilungen waren zwar oft recht wert­
voll, aber sie entsprachen nicht mehr dem Stand der 
Entwicklung des Strafverfahrens und wurden insbeson­
dere den neuen Strafarten und den Möglichkeiten der 
§§ 8, 9 StEG nicht mehr gerecht. Erst die ganze Kette 
der positiven und negativen Handlungen des Täters 
vermittelt ein umfassendes Bild über seine Persönlich­
keit und gibt der Staatsanwaltschaft und dem Gericht 
die Möglichkeit, Maßnahmen zur gesellschaftlichen Er­
ziehung zu treffen.

Wir haben uns deshalb immer bemüht, die Lebens- 
umstände des Angeklagten direkt zu erforschen, indem 
wir Personen, mit denen er ständigen Kontakt hatte 
(Arbeitskollegen o. ä.), zur Teilnahme an der Verhand­
lung einluden und sie über den Angeklagten befragten.

In anderen Fällen, in denen die Ermittlungsorgane 
die Umstände zur Person nach diesen Gesichtspunkten 
bereits erforscht hatten, konnte der Staatsanwalt unter 
Berücksichtigung der §§ 8 und 9 StEG eine Einstellung 
des Verfahrens ohne Anklageerhebung vornehmen. 
So führten z. B. die Ermittlungen in der Strafsache 
K II S 58/59 wegen verbrecherischer Trunkenheit letzt­
lich zü einer derartigen Entscheidung. Folgender Sach­
verhalt lag zugrunde:

Ein 23jähriger Maurer — beschäftigt in einem volks­
eigenen Baubetrieb — hatte gemeinsma mit Arbeits­
kollegen während der Arbeitszeit anläßlich des Ge­
burtstages eines Arbeiters so viel Alkohol getrunken, 
daß er schon vor der Mittagspause betrunken war. In 
diesem Zustand nahm er das Fahrrad mit Hilfsmotor 
eines Arbeitskollegen und fuhr damit ziellos in der 
Stadt umher. Infolge seiner Trunkenheit verlor er die 
Gewalt über das Kleinkraftrad und wurde der Blut- 
untersuchung zugeführt. Diese Untersuchung ergab 
einen Blutalköholgehalt von 3,02 pro mille.

Rücksprachen mit Arbeitskollegen des Beschuldigten, 
der Betriebsleitung, der Parteileitung und der BGL des 
volkseigenen Betriebes ergaben, daß der Beschuldigte 
ein sehr guter und fleißiger Facharbeiter ist, der die 
ihm übertragenen Arbeiten exakt und gewissenhaft 
ausführt. Die Parteileitung und die BGL beschäftigten 
sich gründlich mit ihm, und der Beschuldigte versprach, 
in Zukunft nicht nur durch gute Arbeit vorbildlich zu 
wirken, sondern auch sein moralisches Verhalten zu 
bessern. Nachdem der Staatsanwalt das Verfahren ein­
gestellt hatte, wertete er das Verhalten des Angeklag­
ten in einer öffentlichen Parteiversammlung aus. Die 
Betriebsangehörigen begrüßten die Auswertung des 
Verfahrens in dieser Form. Sie gaben ihrem Arbeits­
kollegen gute Hinweise für sein weiteres Verhalten im 
Betrieb und außerhalb des Betriebes, setzten sich mit 
ähnlichen Erscheinungen auseinander und zeigten, daß 
sie durchaus in der Lage sind, von dieser Art der ge­
sellschaftlichen Einwirkung Gebrauch zu machen.

Auch die erzieherische Rolle der Hauptverhandlung 
hatten wir in der Vergangenheit nur ungenügend be­
achtet. Im letzten halben Jahr gingen wir jedoch ver­
stärkt dazu über, nicht nur zu großen Prozessen 
Betriebsdelegationen einzuladen, sondern besonders 
auch zu Verhandlungen über kleinere Delikte gegen das 
sozialistische Eigentum, Körperverletzungen u. ä. Das 
war in jedem Fall zweckmäßig, denn stets wurden uns 
Hinweise für die Organisierung der gesellschaftlichen 
Erziehung gegeben, oder wir wurden auf andere Miß­
stände aufmerksam gemacht. In einem Strafverfahren 
gegen eine 17jährige HO-Verkäuferin, die in der Ver­
kaufsstelle für 35 DM Volkseigentum gestohlen hatte, 
waren neben einem Vertreter der Betriebsleitung auch 
Kollegen aus der Verkaufestelle erschienen. Wir er­
fuhren, daß die Verfehlung der Jugendlichen zu ihrer 
Entlassung aus dem Betrieb und zur Lösung des Lehr­
verhältnisses geführt hatte. Auf der anderen Seite 
hörten wir, daß die Jugendliche sonst überdurchschnitt­
liche Leistungen im Betrieb erbracht hatte. Die Be­
triebsleitung hatte mit dieser Entlassung zweifellos den

Weg des geringsten Widerstandes gewählt und wenig 
Verantwortungsbewußtsein gezeigt. Nach einer gründ­
lichen Aussprache in der Verhandlung erkannten 
sowohl die Kolleginnen der Verkaufsstelle als auch der 
Vertreter der Betriebsleitung ihre große Verantwortung 
für die Umerziehung der noch jungen Kollegin, und sie 
erklärten sich bereit, weiter mit ihr zusammenzuarbei­
ten und ihr zu helfen.

Wie dieser Fall beweist, ist die Mitverantwortung der 
betrieblichen Gewerkschaftsorganisationen bei der 
Organisierung und Durchführung der gesellschaftlichen 
Erziehung sehr groß. Deshalb haben wir auch im Januar 
1959 damit begonnen, in den Externatsschulungen der 
Gewerkschaftsfunktionäre über die Zusammenarbeit der 
BGL mit den Schöffen und Schöffenkollektiven sowie 
ijber ihre Mitverantwortung bei der Umerziehung von 
straffällig gewordenen Arbeitskollegen zu sprechen.

In den Betrieben, in denen die BGL und die Betriebs­
leitung gut mit den Schöffen Zusammenarbeiten, bleibep 
sichtbare Erfolge nicht aus. Im VEB Holz- und Dübel- 
werke Loitz erreichte eine gut vorbereitete Auswertung 
einer Gerichtsverhandlung wegen fahrlässiger Tötung 
einen wesentlichen Umschwung in der Einstellung zu 
den Arbeitsschutzbestimmungen. Während ehemals 
einige Meister und Arbeiter die Meinung vertreten 
hatten, die Planerfüllung gehe der Beachtung der 
Arbeitsschutzbestimmungen voran, setzte sich nach dem 
ständigen Einwirken der Schöffen die Erkenntnis 
durch, daß die Beachtung der Arbeitsschutzvorschriften 
eine wichtige Voraussetzung für die Planerfüllung ist. 
In der Zeit, in der im Betrieb diese Diskussion geführt 
wurde, konnten auch noch andere Unfallquellen ausge­
merzt werden. Auch die körperliche Arbeit eines 
Richters in diesem Betrieb half dabei, die richtige Ein­
stellung zu den Arbeitsschutzbestimmungen zu ge­
winnen.

Um stets mit der Hilfe der Schöffen rechnen zu 
können, haben wir beschlossen, die örtlich zuständigen 
Schöffenkollektive der Betriebe bzw. Gemeinden sowohl 
von Strafverfahren als auch von Eheverfahren zu in­
formieren.

Wie wertvoll diese Mitarbeit der Schöffen sein kann, 
zeigte sich auch schon in mehreren Fällen. In einem 
Fall bewirkte die Einflußnahme der Schöffen auf zwei 
Eheleute, die sich scheiden lassen wollten, daß es doch 
wieder zu .einer Aussöhnung der Parteien kam und daß 
der Ehemann, der sehr .stark dem Alkohol zusprach, 
sich auf seine Pflichten gegenüber seiner Familie 
besann. In einem anderen Fall, in einem Strafverfahren 
wegen Staatsverleumdung, brachten erst die Informatio­
nen des Schöffenkollektivs dem Gericht Klarheit über 
die Person des Angeklagten und seine Straftat. Durch 
diese Hinweise konnten wir verhindern, daß der Täter 
illegal die DDR verließ.

Von gleicher Bedeutung ist in unserem ländlichen 
Kreis die Steigerung der Aktivität der Ortsausschüsse 
der Nationalen Front. Da nur ein verhältnismäßig 
kleiner Teil der Landbevölkerung gewerkschaftlich 
organisiert ist, muß in den Dörfern die Nationale Front 
Träger der gesellschaftlichen Erziehung werden.

' Bei der Urteilsberatung nehmen die Richter und 
Schöffen nicht nur die rechtliche Beurteilung vor und 
legen das Strafmaß fest, vielmehr machen wir uns 
gleichzeitig Gedanken .darüber, welche Maßnahmen not­
wendig sind, um die gesellschaftliche Erziehung wir­
kungsvoll zu gestalten. Dazu gibt es viele Möglich­
keiten, so z. B. eine Mitteilung an die BGL oder an die 
Parteileitung des Betriebes, die Möglichkeiten der 
öffentlichen Bekanntmachung nach § 7 StEG (Aushang 
an der Bekanntmachungstafel des Betriebes oder der 
Gemeinde, Veröffentlichung in der Tagespresse oder in 
der MTS-Zeitung, Organisierung einer Justizaussprache 
usw.). In Stichproben überprüfen wir, inwieweit die 
Hinweise des Gerichts beachtet wurden.

Die Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Organen der Staatsmacht

Es gibt recht gute Ansätze für eine ständige Zusam­
menarbeit zwischen den örtlichen Organen der Staats­
macht und dem Kreisgericht. Der Direktor oder ein 
anderer Richter nehmen an allen Kreistagssitzungen 
und weitestgehend auch an den Sitzungen des Rates des

293


